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Leitsätze zum Urteil des HOLG Bremen vom 02.03.2006, Az: 2-U-20/02:
(von Eberhard Ahr, RA in Bremen)
1.
Die Vorgabe des BGH aus dem Urteil vom 25.10.2006 (C-229/04), wonach die nationalen Rechtsordnungen für den Schutz des Verbrauchers zu sorgen haben, der bei einer im Weg des Haustürgeschäftes angebahnten Immobilienfinanzierung nicht oder nicht richtig über sein Widerrufsrecht belehrt wurde (Artikel 4 Richtlinie 85/577/EWG), ist in deutsches Recht so umzusetzen, dass dieser Verbraucher im Schadensersatzwege (Verschulden bei Vertragsschluss) so zu stellen ist, als habe er weder den Darlehensvertrag, noch den Kaufvertrag über die Immobilie abgeschlossen. 

Die Bank stehen weder Darlehensvaluta noch evtl. Zinsen zu. Sie ist stattdessen auf das risikobehaftete Anlageobjekt zu verweisen.

2. 

Eine fehlende oder nicht ordnungsgemäße Belehrung über das Widerrufsrecht des Verbrauchers stellt in richtlinienkonformer Auslegung eine Pflichtverletzung der Bank dar, weil sie nach EuGH auch ermöglichen soll, dass sich der Verbraucher darüber vom finanzierten Abstand zu nehmen.

3.

Die Bank hat diese Pflichtverletzung auch zu vertreten, da sie angesichts der Rechtsdiskussion nach Inkrafttreten des VerbrKredG bis zur Entscheidung des BGH XI ZR 346/97 am 3.11.98 (Vorrang des VerbrKredG vor dem HWiG) nicht davon ausgehen konnte, sie könne auf eine Belehrung nach dem HWiG verzichten, zumal andere Banken diese Belehrungen regelmäßig vornahmen.
4.

Bei einem Darlehenschluss vor Kaufvertragsschluss konnte der Verbraucher das Risiko der Anlage vermeiden, weil es nach einem Widerruf zum Kauf nicht mehr gekommen wäre.

Bei umgekehrter Reihenfolge würde nach einem Widerruf des Darlehens der Kauf zwar in rechtswidriger Weise nicht erfüllt werden, dadurch aber das Risiko der Anlage mindestens minimiert werden auf einen möglichen Nichterfüllungsanspruch..

Ist der Kaufvertrag durch einen Treuhänder abgeschlossen, kann der Verbraucher die evtl. Unwirksamkeit des Kaufs nach einem Widerruf des Darlehens entgegenhalten.
5.

Ein Nachweis, dass sich der Verbraucher bei zutreffender Belehrung auch tatsächlich vom Darlehen gelöst hatte, ist nicht erforderlich, da von einer entsprechenden Vermutung auszugehen ist. Wer Aufklärungs- und Beratungspflichten verletzt, ist beweispflichtig dafür, dass der Schaden auch bei pflichtgemäßen Verhalten eingetreten wäre.

6.

Ein Notartermin zwischen ersten Hausbesuch und endgültiger Unterzeichnung des Kredits unterbricht die Kausalität (Fortdauer der Überumpelung) entgegen OLG Jena (5-U-250/03) nicht, da die Belehrungspflicht nach § 17 BeurkG nur die rechtliche Tragweite und nicht die wirtschaftliche Sinnhaftigkeit eines Geschäfts betrifft. Außerdem trifft die Vorgabe des Gesetzgebers, dass bei notariellen Verträgen im Normalfall eine Überraschungswirkung entfällt, nicht auf eine einer Haustürsituation nachfolgende Beurkundung zu.
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